— 15 — 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. —— 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Vereinigung der Landgemeinden Geeſtemünde und Geeſtendorf, S. 115. — 
Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Präzipualleiſtungen für den Wegebau in 
der Provinz Weſtfalen, S. 116. — Geſetz, betreffend die Ausübung des dem Staate zuſtehenden 
Stimmrechts bei dem Antrage wegen Aufnahme einer weiteren Prioritätsanleihe der Weſtholſteiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, S. 117. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Weimar, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, Reuß älterer Linie und Reuß jüngerer Linie wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Triptis 
nach Blankenſtein, S. 118. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen-⸗Meiningen, Schwarz. 
burg⸗Sondershauſen und Schwarzburg-Rudolſtadt, wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Arnſtadt 
nach Saalfeld, S. 128. 


(Nr. 9279.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Landgemeinden Geeſtemünde und Geeſtendorf. 
Vom 7. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
* 


Die Landgemeinden Geefemünde und Geeſtendorf werden von einem, ſeitens 
des Miniſters des Innern zu beſtimmenden Zeitpunkte ab zu Einer Landgemeinde 
unter der Benennung „Geeſtemünde“ vereinigt. Eine Vermögensauseinanderſetzung 
unter den beiden vereinigten Gemeinden findet nicht ſtatt. 


$. 2. 

Die neue Gemeinde erhält eine Verfaſſung, wie ſolche im §. 2 des Han— 
noverſchen Geſetzes, betreffend die Landgemeinden, vom 28. April 1859 (Han⸗ 
noverſche Geſetz-Samml. 1 S. 393) für die dort gedachten Städte, Vorſtädte und 
Flecken zugelaſſen iſt. 

Das betreffende Statut iſt von den Gemeindevorſtehern und je ſechs Mit⸗ 
gliedern des Gemeindeausſchuſſes jeder der beiden bisherigen Gemeinden zu errichten 
und bedarf der Genehmigung des Miniſters des Innern. Die Abſtimmung 
geſchieht nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Miniſter 
des Innern. 
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$. 3. 
Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1888. 


(I. S.) Friedrich. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. 
v. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. 
Bronſart v. Schellendorff. Gr. v. Bismarck. 


(Nr. 9280.) Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Präzipualleiſtungen 
für den Wegebau in der Provinz Weſtfalen. Vom 14. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie für den 
Umfang der Provinz Weſtfalen, was folgt: 


F. 1. 


Wird ein öffentlicher Weg in Folge der Anlegung von Fabriken, Berg: 
werken, Steinbrüchen, Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen vorübergehend, 
oder durch deren Betrieb dauernd, in erheblichem Maße abgenutzt, ſo kann auf 
Antrag derjenigen, deren Unterhaltungslaſt durch ſolche Unternehmungen vermehrt 
wird, dem Unternehmer nach Verhältniß dieſer Mehrbelaſtung, wenn und inſoweit 
dieſelbe nicht durch die Erhebung von Chauſſeegeld gedeckt wird, ein angemeſſener 
Beitrag zu der Unterhaltung des betreffenden Weges auferlegt werden. 


$. 2. 
Der Staat und die Provinz find zur Stellung derartiger Anträge ($. 1) 
nicht befugt. 
$. 3. 


Ueber die Anträge entſcheidet in Ermangelung gütlicher Vereinbarung auf 
Klage der Wegebaupflichtigen bei Gemeindewegen in Landkreiſen, ſofern es ſich 
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nicht um eine Stadt von mehr als 10000 Einwohnern handelt, der Kreis- 
ausſchuß, im Uebrigen der Bezirksausſchuß. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 14. Mai 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. 
v. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. 
Bronſart v. Schellendorff. Gr. v. Bismarck. 


(Nr. 9281.) Geſetz, betreffend die Ausübung des dem Staate zuſtehenden Stimmrechts bei 
dem Antrage wegen Aufnahme einer weiteren Prioritätsanleihe der Weſt⸗ 
holſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 23. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die Staatsregierung wird in Gemäßheit des Geſetzes vom 23. Juni 1875 
(Geſetz-Samml. S. 513) ermächtigt, in der Generalverſammlung der Aktionäre 
der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft das dem Staate in Folge feines be⸗ 
treffenden Aktienbeſitzes zuſtehende Stimmrecht für den Antrag auf Aufnahme 
einer zweiten Prioritätsanleihe im Betrage von 150 000 Mark auszuüben und 
demnächſt im Falle des eintretenden Bedürfniſſes auch für die Erhöhung dieſer 
Anleihe bis zum Geſammtbetrage von 300 000 Mark zu ſtimmen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 23. Mai 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


v. Puttkamer. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. v. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Bismarck. 
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(Nr. 9282.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Weimar, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, 
Reuß älterer Linie und Reuß jüngerer Linie wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Triptis nach Blankenſtein. Vom 30. November 1887. 


Deine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar, Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß älterer Linie und 
Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß jüngerer Linie haben zum Zwecke einer 
Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Triptis nach Blankenſtein 
zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Paul Micke; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar: 
Höchſtihren Regierungsrath Dr. Carl Slevogt; 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt: 
Höchſtihren Staatsrath Ferdinand Hauthal; 
Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß älterer Linie: 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath Bruno von Geldern— 
Crispendorf; 
Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß jüngerer Linie: 
Höchſtihren Staatsrath Walther Engelhardt, 


welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von 
Triptis oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie Leipzig Gera — 
Probſtzella nach Blankenſtein für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die 
geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Großherzoglich Sächſiſche, die Fürſtlich Reuß ⸗Plauiſche Regierung 
älterer Linie und die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung jüngerer Linie ge⸗ 
ſtatten der Königlich Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn 
innerhalb ihrer Staatsgebiete. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand 
dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo, wie die Prüfung der anzu⸗ 
wendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich 
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Preußiſchen Regierung zustehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der 

ahn, wie bezüglich der Anlage der Stationen in den einzelnen Staatsgebieten 
etwaige beſondere Wünſche der betreffenden Regierungen thunlichſt berückſichtigen 
wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bau⸗ 
entwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, 
Flußkorrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der bau— 
polizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres 
Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be— 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von den einzelnen Landesregierungen angeordnet 
oder genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung 
derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden „ die betreffenden Landes— 
regierungen verpflichten ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage 
weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,135 Meter im Lichten der Schienen 
betragen. Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel I 
benannte Bahn nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche Eifen- 
bahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 herzuſtellen und demnächſt 
zu betreiben. 

Artikel IV. 

Die Großherzoglich Sächſiſche, die Fürſtlich Reuß-⸗Plauiſche Regierung 
älterer Linie und die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung jüngerer Linie werden 
für den Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden 
Bahn — in Anerkennung der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes 
hiermit verknüpften Vortheile —: 8 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 

innerhalb ihres Landesgebietes der Königlich Preußiſchen Regierung 
unentgeltlich zur Verfügung ſtellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege unent⸗ 

geltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens 
und Betriebes der Bahn geſtatten. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV wegen Hergabe des Grund und Bodens übernommene 
Verpflichtung erſtreckt ſich auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, ein— 
ſchließlich der Bahnhöfe und aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seiten— 
entnahmen, Parallelwege, Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, 
Lagerplätze, Korrektionen von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den 

(Nr. 9282.) 
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genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden 
erforderliche oder zum Schutze der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von 
Feuersgefahr u. ſ. w. für nothwendig erachtete, der Enteignung unterworfene 
Grundeigenthum mit Einſchluß von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueber⸗ 
weiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt 
unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur⸗ 
und Inkonvenienzentſchädigung nicht zu tragen und die für den Bau der Bahn 
erforderlichen Grundſtücke frei von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen 
Laſten und Abgaben, die dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorüber⸗ 
gehend erforderlichen für die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des 
Preußiſchen Staates übergehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der 
Vermeſſung und Verſteinung des überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau— 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen, ſowie wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen drei Monaten nach Vorlage dieſes Auszuges iſt die Eifenbahn- 
verwaltung in den Befig der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die 
Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem 
Zweck jede der betheiligten Regierungen der Königlich Preußiſchen Regierung, fo- 
weit erforderlich, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen wird. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird dabei die Intereſſen der betheiligten 
Landesregierungen thunlichſt wahrnehmen, insbeſondere Vergleiche nicht ohne deren 
Zuſtimmung abſchließen. Der im Enteignungswege für den Grunderwerb u. ſ. w. 
erwachſende Aufwand einſchließlich der Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung alsdann zu erſetzen. 

Den betheiligten Regierungen bleibt freigeſtellt, wegen Uebertragung dieſer 
Verpflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. ſ. w. mit 
letzteren ſich zu verſtändigen; ſie bleiben indeß auch für den Fall einer derartigen 
Uebertragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich 
Preußiſchen Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her⸗ 
ftellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Bahnhöfen, ſo— 
weit dieſe Wege außerhalb der Bahnhöfe liegen, nicht Sache der Eiſenbahnver⸗ 
waltung iſt. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Erweite⸗ 
rung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgeleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen, ſo werden die betheiligten 
Regierungen zwecks Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen 
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Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel IV des Ver⸗ 
trages nicht bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen, inſoweit daſſelbe 
nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und 
für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Be⸗ 
ſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Ent⸗ 
eignungen zu Eiſenbahnanlagen in den betreffenden Gebieten zur Zeit Geltung 
haben. Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums auf 
den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich 
auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Ge⸗ 
richte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit von Stempel- und Gerichts⸗ 
gebühren ein. 
Artikel VI. 


Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der betheiligten Regierungen. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Strecke 
in den fremden Staatsgebieten keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen, 
als für die Strecke auf Königlich Preußiſchem Staatsgebiete. 


Artikel VII. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in die einzelnen Staatsgebiete 
entfallenden Bahnſtrecke den betreffenden Landesregierungen vorbehalten. Auch 
ſollen die an der Bahnſtrecke in den einzelnen Staatsgebieten zu errichtenden 
Hoheitszeichen nur die der betreffenden Landesregierung ſein. 

Den betheiligten Regierungen bleibt vorbehalten, zur Handhabung des 
ihnen über die in ihrem Gebiete belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsrechts 
einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, 
welche nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der Behörden 
geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Behörden des betreffenden Staates in 
Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei 
liegt hinſichtlich der in die einzelnen Staatsgebiete entfallenden Bahnſtrecken den 
betreffenden Organen der Landesregierung ob. Dieſelben werden den Bahnpolizei⸗ 
beamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in den einzelnen fremden Gebieten 
ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits— 
verhältniſſes. 

(Nr. 9282.) 
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Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den Auf⸗ 
ſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der: 
gleichen Unterbeamten innerhalb der einzelnen Staatsgebiete ſoll auf Angehörige 
der letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militär⸗ 
anwärter, unter welchen die betreffenden Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug 
haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
in den einzelnen Gebieten belegenen Bahnſtrecken gegen die Eiſenbahnverwaltung 
geltend gemacht werden möchten, ſollen von den betreffenden Landesgerichten 
und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den betreffenden 
Landesgeſetzen beurtheilt werden. 


Artikel X. 

Die Großherzoglich Sächſiſche, die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung 
älterer Linie und die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung jüngerer Linie werden, 
ſo lange die Bahn im Eigenthum oder Betrieb der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung ſich befindet, von derſelben und dem zugehörigen Grund und Boden keinerlei 
Staatsabgaben erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der 
Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zulaſſen. 


Artikel XI. 
Für die Einziehung von Stationen, ſowie für die Einſtellung des Betriebes 
auf der ganzen Bahn oder eines Theiles derſelben iſt die Zuſtimmung der bethei⸗ 
ligten Regierungen erforderlich. 


Artikel XII. 


Ein Recht auf den Erwerb der in die einzelnen Staatsgebiete entfallenden 
Bahnſtrecken werden die betheiligten Staatsregierungen, ſo lange die Bahn im 
Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht in Anſpruch 
nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und Betrieb an einen Privatunter⸗ 
nehmer abgetreten werden, wozu die Genehmigung der betheiligten Regierungen 
erforderlich ſein würde, ſo bleibt den vertragſchließenden Staatsregierungen, einer 
jeden für ſich, das Recht vorbehalten, die in ihren Gebieten belegenen Bahn⸗ 
ſtrecken nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 
anzukaufen. Durch eine etwaige derartige Erwerbung des Eigenthums ſeitens 
der betreffenden Landesregierungen ſoll indeß die Einheitlichkeit des Unternehmens 
nicht beeinträchtigt werden; dieſelben verpflichten ſich vielmehr, auch in dieſem 
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Falle den Betrieb und die Verwaltung der auf ihren Gebieten belegenen Theile 
der Bahn demjenigen Betriebsunternehmer zu übertragen, welcher den Betrieb 
und die Verwaltung der auf Preußiſchem Gebiete belegenen Strecke der Bahn 
führen wird. 

Artikel XIII. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 


übertragen. 
Artikel XIV. 


Sollte bei der ausführlichen Bearbeitung des Bauentwurfs die Linie auch 
durch Gebietstheile des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt geführt werden, 
ſo erklärt ſich die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung bereit, Bau 
und Betrieb der Bahn unter den vorſtehenden Bedingungen auch innerhalb ihres 
Gebietes zu geſtatten, ohne indeß wegen Ueberweiſung des in dieſem Falle inner- 
halb des Fuͤrſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt erforderlich werdenden Grund 
und Bodens eine andere Verpflichtung als die unentgeltliche Einräumung des 
Rechts auf Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege (Artikel IV 
Nr. 2) zu übernehmen. 

Die Hohen vertragſchließenden Theile werden wegen Beſchaffung des in 
dieſem Falle innerhalb Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Gebietes erforderlich werdenden 
1 — und Bodens Vereinbarungen unter den betheiligten Intereſſenten herbei⸗ 

ren. 
Artikel XV. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll baldthunlichſt 
in Berlin erfolgen. 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. November 1887. 


Dr. Micke. Dr. Slevogt. Hauthal. v. Geldern-Crispendorf. 
(L. S.) (L. S.) C. S.) (L. S.) 


Engelhardt. 
(L. S.) 
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Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage zwiſchen Preußen, Sachjen- Weimar; Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, Reuß Älterer Linie und Reuß juͤngerer Linie wegen 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Triptis nach Blankenſtein. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Triptis 
nach Blankenſtein vereinbarten Staatsvertrages zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende Erklärungen 
aufgenommen worden, welche mit der Ratifikation des Vertrages als mitgenehmigt 
gelten und mit den Vereinbarungen des Vertrages ſelbſt gleichverbindliche Kraft 
haben ſollen: 

Zu Artikel II. 


Die Linie des allgemeinen Bauentwurfs ſoll bei der ausführlichen Be⸗ 
arbeitung deſſelben in der Hauptſache und insbeſondere hinſichtlich der in Ausſicht 
genommenen Stationen beibehalten werden. Die bei Remptendorf und Lemnitz⸗ 
hammer vorgeſehenen Halteſtellen ſollen zugleich Einrichtungen für Holzverladungen 
erhalten. 

Zu Artikel V. 


Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, auf Verlangen der 
Fürſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung älterer Linie dieſer oder den betheiligten, 
von ihr zu bezeichnenden Gemeinden die Ausübung des ihr für den Bau der 
Bahn innerhalb des Fürſtlichen Gebiets zu verleihenden Enteignungsrechts durch 
Vollmacht zu übertragen. Die Fürſtliche Regierung wird dafür ſorgen, daß hier⸗ 
durch die Ueberweiſung des Grund und Bodens nicht verzögert wird. 


Zu Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, die Fahrpläne für 
die den Gegenſtand des Vertrages bildende Bahn vor ihrer Einführung den be⸗ 
theiligten Landesregierungen mitzutheilen, um denſelben Gelegenheit zur Geltend- 
machung ihrer Wünſche zu geben. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen Aus⸗ 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
unterſiegelt worden, und es haben der Bevollmächtigte der Königlich Preußiſchen, 
der Großherzoglich Sachſen-Weimariſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
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ſtädtiſchen, der Fürſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung älterer Linie und der 
Fürſtlich Reuß⸗Plauiſchen Regierung jüngerer Linie je eine Ausfertigung des 
Vertrages und des Schlußprotokolles entgegengenommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 30. November 1887. 


Dr. Micke. Dr. Slevogt. Hauthal. v. Geldern -Crispendorf. 
Engelhardt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 9283.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Meiningen, Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen und Schwarzburg-Rudolſtadt, wegen Herſtellung einer Eiſen bahn 
von Arnſtadt nach Saalfeld. Vom 6. Januar 1888. 


Same Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, Seine Hoheit der 
Herzog von Sachſen-Meiningen, Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Arnſtadt nach Saalfeld zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Paul Micke; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen— 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Dr. Friedrich Heim; 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Sondershauſen: 
Höchſtihren Regierungsrath Juſtus Budde; 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt: 
Höchſtihren Regierungsrath Wilhelm Mohr, 
welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel I. 


Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von Arn⸗ 
ſtadt oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie Neudietendorf-Ritſchen⸗ 
(Nr. 9282— 9283.) 26* 
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hauſen nach Saalfeld oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Bahn 
Leipzig-Gera-Probſtzella für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche Regierung geſtatten der 
Königlich Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb 
ihrer Staatsgebiete und werden derſelben das Enteignungsrecht ertheilen. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der Bahn, wie 
bezüglich der Anlegung von Stationen in den einzelnen Staatsgebieten etwaige 
beſondere Wünſche der betreffenden Regierungen thunlichſt berückſichtigen wird. 
Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, 
ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Fluß⸗ 
korrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen 
Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebietes vor— 
behalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be- 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von den einzelnen Landesregierungen angeordnet 
oder genehmigt werden, jo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung der- 
artiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Herzoglich Sachſen-Mei⸗ 
ningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarz⸗ 
burg-Rudolſtädtiſche Regierung verpflichten ſich aber, dafür einzutreten, daß durch 
die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus 
der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Koſtenaufwand erwächſt, als der für die 
Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel III. 


Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten gleich die für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben 
und zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 

Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,135 Meter im Lichten der Schienen be— 
tragen, auch die Ausführung der Bahn und des geſammten Betriebsmaterials 
in Gemäßheit der auf Grund des Artikels 42 der Reichsverfaſſung im Bundes⸗ 
rathe beſchloſſenen oder noch zu beſchließenden Normen für die Konſtruktion und 
die Ausrüſtung der Eiſenbahnen Deutſchlands für den durchgehenden Verkehr der— 
artig eingerichtet werden, daß die Transportmittel auf die angrenzenden Bahnen 
ungehindert übergehen können. 
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Artikel IV. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung erklären ſich 
für den Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden 
Bahn — in Anerkennung der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes 
hiermit verknüpften Vortheile — bereit, die Koſten des Grunderwerbs „und zwar 
eine jede für die in ihr Gebiet fallende Strecke inſoweit zu übernehmen, als dieſe 
Koſten den auf dieſe Strecke nach Verhältniß der Länge derſelben zu der Länge 
der ganzen Bahn entfallenden Antheil von 700 000 Mark, in Worten: ‚‚Sieben- 
hunderttauſend Mark“, überſteigen, welch letzteren Betrag die Königlich Preußiſche 
Regierung zu den Geſammtkoſten des Grunderwerbs zuſchießt. 


Artikel V. 

Als Koſten des Grunderwerbs ſind anzuſehen alle Aufwendungen für den 
Erwerb des zur Herſtellung der Bahn in ihrer ganzen Ausdehnung (Artikel III) 
und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen, ein⸗ 
ſchließlich der Bahnhöfe und aller ſonſtigen Anlagen, ſowie des für Seiten⸗ 
entnahmen, Parallelwege, Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, 
Lagerplätze, Korrektionen von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den ge⸗ 
nehmigten Bauplänen oder nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden 
erforderlichen oder zum Schutze der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von 
Feuersgefahr u. ſ. w. für nothwendig erachteten „der Enteignung unterworfenen 
Grundeigenthums mit Einſchluß von Rechten und Gerechtigkeiten. Insbeſondere 
ſind zu den Grunderwerbskoſten auch diejenigen Aufwendungen zu rechnen, welche 
als Kultur- und Inkonvenienzentſchädigungen und zu dem Zweck zu zahlen ſind, 
um die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei von Pfandrechten, 
ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben zu erwerben. Ausgeſchloſſen 
von der Anrechnung auf die Grunderwerbskoſten ſollen nur ſein die Koſten der 
Vermeſſung und Verſteinung des zu erwerbenden Terrains. 

Der für den Grunderwerb hiernach erwachſene Aufwand, einſchließlich der 
etwaigen Koſten des Enteignungs- oder gerichtlichen Verfahrens, ſind der Königlich 
Preußiſchen Regierung inſoweit zu erſtatten, als dieſelben den Betrag von 
700 000 Mark überſteigen. Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche, die Fürſtlich 
Schwarzburg-Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche 
Regierung werden ihre Geldleiſtung in Raten durch Ueberweiſung des ihrem 
Antheil an den Grunderwerbskoſten entſprechenden Theiles an diejenige Behörde 
abführen, welche ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung mit der Leitung 
des Baues der Bahn betraut werden wird. Die bauleitende Behörde ſoll be— 
rechtigt ſein, Ratenzahlungen fo oft zu beanſpruchen, als die ihrerſeits gemachten 
Vorſchußzahlungen den Betrag von 10 000 Mark erreicht haben. Nach beendeter 
Schlußvermeſſung iſt von der bauleitenden Behörde die Abrechnung aufzuftellen 
und den betheiligten Regierungen zur Anerkennung vorzulegen, welche bezüglich 
der Höhe der auf Grund gütlicher Vereinbarung oder im Enteignungswege ge 
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zahlten Entſchädigungsbeträge nur ein rechneriſches Prüfungs-, nicht aber ein 
materielles Einſpruchsrecht gegen die Nothwendigkeit und Angemeſſenheit derſelben 
in Anſpruch nehmen. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung behalten ſich 
vor, wegen der Uebertragung dieſer Verpflichtungen auf die von der Bahnlinie 
berührten Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren ſich zu verſtändigen, die Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und die 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung bleiben indeß auch für den Fall 
einer derartigen Uebertragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der 
Königlich Preußiſchen Regierung verhaftet. 


Artikel VI. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich nach beendeter Bauaus⸗ 
führung zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung 
von Anſchlußgeleiſen und Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen, 
jo werden die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗ 
Sondershauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung auch 
zur Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und 
Bodens, auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel IV des Vertrages nicht 
bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht bereits 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die 
Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtim⸗ 
mungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Ent⸗ 
eignungen zu Eiſenbahnanlagen in den betreffenden Landesgebieten zur Zeit 
Geltung haben. 

Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums oder 
zur Ueberlaſſung zur vorübergehenden Benutzung an den Preußiſchen Staat in 
den in dieſem Artikel und im Artikel X bezeichneten Fällen erforderlich ſind, 
namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern tritt Freiheit von Stempel⸗ 
und Gerichtsgebühren ein. 

ö Artikel VII. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Her⸗ 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, fo- 
weit dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnver— 
waltung iſt. 

Artikel VIII. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die Königlich 
Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der bethei- 
ligten Regierungen. 
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Artikel IX. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in die einzelnen Staatsgebiete 
entfallenden Bahnſtrecken den betreffenden Landesregierungen vorbehalten. Auch 
ſollen die an den Bahnſtrecken in den einzelnen Staatsgebieten zu errichtenden 
Hoheitszeichen nur die der betreffenden Landesregierung ſein. 

Der Herzoglich Sachſen-Meiningenſchen, der Fürſtlich Schwarzburg-Sonders⸗ 
hauſenſchen und der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Regierung bleibt vor- 
behalten, zur Handhabung des ihr über die in ihrem Gebiete belegene Bahnſtrecke 
zuſtehenden Hoheitsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher die 
Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen 
Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum unmittelbaren gerichtlichen und polizei— 
lichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Behörden der betreffenden Landesregierung 
in Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei 
liegt hinſichtlich der in die einzelnen Staatsgebiete entfallenden Bahnſtrecken den 
betreffenden Organen der Landesregierungen ob. Dieſelben werden den Bahn— 
polizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel X. 


Preußiſche Staatsangehörige, welche in den einzelnen Staatsgebieten 
ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeitsver⸗ 
hältniſſes. 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten innerhalb der einzelnen Staatsgebiete ſoll auf Angehörige 
der letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militär— 
anwärter, unter welchen die betreffenden Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug 
haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel XI. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen 
von den betreffenden Landesgerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz 
greifen — auch nach den betreffenden Landesgeſetzen beurtheilt werden. 
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Artikel XII. 

Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg-Sonders⸗ 
hauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche Regierung verpflichten 
ſich, von der Königlich Preußiſchen Regierung wegen der Eiſenbahnunternehmung 
und wegen des dazu gehörigen Grund und Bodens keinerlei Staatsabgaben zu 
erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und 
ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XIII. 

Ein Recht auf den Erwerb der in die einzelnen Staatsgebiete entfallenden 
Bahnſtrecken nehmen die betheiligten Staatsregierungen, ſo lange die Bahn im 
Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht in Anſpruch. 
Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und Betrieb an einen Privatunternehmer ab- 
getreten werden, ſo bleibt den einzelnen Staatsregierungen das Recht vorbehalten, 
die in ihrem Gebiete belegene Bahnſtrecke nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. Durch eine etwaige derartige 
Erwerbung des Eigenthums einzelner Bahnſtrecken ſeitens der betreffenden Landes- 
regierung ſoll indeß die Einheitlichkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt werden. 
Die Herzoglich Sachſen-Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſenſche und die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche Regierung verpflichten 
ſich demgemäß, auch in dieſem Falle den Betrieb und die Verwaltung des auf 
ihrem Gebiete belegenen Theiles der Bahn demjenigen Betriebsunternehmer zu 
übertragen, welchem Betrieb und Verwaltung des Bahnunternehmens ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung übertragen wird. 


Artikel XIV. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung ohne Weiteres frei 
ſtehen, auch die aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das 


Reich mit zu übertragen. 
Artikel XV. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigung vor 
gelegt werden. 


Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 6. Januar 1888. 


Dr. Micke. Dr. Heim. Budde. Mohr. 
(u (1.783 S L) 
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Schluß protokoll 


zum 


Staatsvertrage zwiſchen Preußen, Sachſen-Meiningen, Schwarzburg— 
Sondershauſen und Schwarzburg-Rudolſtadt wegen Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Arnſtadt nach Saalfeld. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des vereinbarten Staatsvertrages wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Arnſtadt nach Saalfeld zu ſchreiten. Hierbei ſind in das 
gegenwärtige Schlußprotokoll, welches durch die Ratifikation des Vertrages als 
mitgenehmigt gelten ſoll, nachſtehende mit den Vereinbarungen des Vertrages 
ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen worden. 


Zu Artikel II. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der ausführlichen Bearbeitung 
des Entwurfs darauf Bedacht nehmen, daß bei Wöhlsdorf im Herzogthum 
Sachſen⸗Meiningen auf Wunſch der Herzoglichen Regierung ein Haltepunkt für 
den Perſonenverkehr, und bei Niederwillingen oder zwiſchen Niederwillingen und 
Roda im Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershauſen eine Halteſtelle für Perſonen— 
und Güterverkehr angelegt werde, ſofern der Ausführung nicht beſondere techniſche 
Schwierigkeiten entgegenſtehen. 


Zu Artikel IV und V. 


Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, bei der ausführlichen 
Bearbeitung und Feſtſtellung der Linie thunlichſt darauf Rückſicht zu nehmen, 
daß durch etwaige Verſchiebungen derſelben gegen den bisher nur allgemein 
bearbeiteten Entwurf der Grunderwerb nicht vertheuert werde. Auch wird die 
Königlich Preußiſche Regierung es ſich angelegen ſein laſſen, bei dem Grund— 
erwerbsgeſchäft die Intereſſen der drei anderen betheiligten Regierungen thunlichſt 
zu wahren. Jede der letzteren iſt insbeſondere berechtigt, ſich bei den Grund— 
erwerbsverhandlungen durch einen Vertreter zu betheiligen, welcher von der bau— 
leitenden Behörde zu den Verhandlungen einzuladen iſt. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen vier Aus— 
fertigungen des Vertrages ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet 
und unterſiegelt worden, und es haben der Königlich Preußiſche, der Herzoglich 
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Sachſen⸗Meiningenſche, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche und der 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Bevollmächtigte je eine Ausfertigung des 
Vertrages und des Schlußprotokolles entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 6. Januar 1888. 


Dr. Micke. Heim. Budde. Mohr. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


